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IFRS-Kennzahlen der GEA Group

(in Mio. EUR) 2014 2013
Veränderung

in %

Ertragslage

Auftragseingang 4.519,6 4.627,9 -2,3

Umsatz 4.515,7 4.320,0 4,5

Auftragsbestand 2.037,6 2.015,5 1,1

Operatives EBITDA 1 590,7 530,1 11,4

in % vom Umsatz 13,1 12,3 –

EBITDA 539,9 515,2 4,8

Operatives EBIT 1 513,5 458,8 11,9

in % vom Umsatz 11,4 10,6 –

EBIT 439,9 419,6 4,8

in % vom Umsatz 9,7 9,7 –

EBT 373,8 352,1 6,2

Ergebnis nach Steuern aus fortgeführten 
Geschäftsbereichen 286,0 282,0 1,4

Ergebnis nach Steuern aus nicht fortgeführten 
Geschäftsbereichen 34,6 54,4 -36,3

Konzernergebnis 320,6 336,4 -4,7

Vermögenslage

Bilanzsumme 5.832,0 6.464,6 -9,8

Konzern-Eigenkapital 2.527,2 2.315,7 9,1

in % der Bilanzsumme 43,3 35,8 –

Working Capital (Stichtag) 424,4 363,3 16,8

Working Capital (Durchschnitt der letzten 12 Monate) 547,2 506,4 8,1

in % vom Umsatz (Durchschnitt der letzten 12 Monate) 12,1 11,7 –

Nettoliquidität (+)/Nettoverschuldung (-) 
(inkl. nicht fortgeführter Geschäftsbereiche) 2 903,7 -178,6 –

Gearing in % (Nettoliquidität bzw. Nettoverschuldung/
Eigenkapital) -35,8 7,7 –

Finanzlage

Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 401,6 424,7 -5,4

Cash-Flow-Treiber 3 405,3 413,8 -2,0

in % vom Umsatz (der letzten 12 Monate) 9,0 9,6 –

Capital Employed (Stichtag) 2.638,4 2.550,2 3,5

Capital Employed (Durchschnitt der letzten 12 Monate) 2.736,2 2.687,3 1,8

ROCE in % (EBIT/Capital Employed) 4 16,1 15,6 –

ROCE in % (Goodwill angepasst) 5 22,6 22,1 –

Sachinvestitionen 93,8 120,5 -22,2

Mitarbeiteräquivalente (Stichtag), ohne Auszubildende 
und ruhende Arbeitsverhältnisse 18.243 17.750 2,8

Aktie

Ergebnis je Aktie vor Kaufpreisallokation (in EUR) 1,76 1,86 -5,5

Ergebnis je Aktie (in EUR) 1,66 1,75 -4,6

Gewichtete durchschnittliche Anzahl ausstehender 
Aktien (in Mio. Stück) 192,5 192,5 –

1) 	 vor Effekten aus Kaufpreisallokationen und Einmaleffekten (vgl. Geschäftsbericht 2014, Seite 212 f.)
2) 	Nettoliquidität/-verschuldung = Zahlungsmittel + Festgelder mit Restlaufzeit ≤ 1 Jahr + Wertpapiere 
	 - Kreditverbindlichkeiten
3) 	Cash-Flow-Treiber = EBITDA - Sachinvestitionen - Veränderung Working Capital 
	 (Durchschnitt der letzten 12 Monate)
4) 	Capital Employed inklusive Goodwill aus dem Erwerb der ehemaligen GEA AG durch die ehemalige 
	 Metallgesellschaft AG im Jahr 1999 
	 (Durchschnitt der letzten 12 Monate)
5) 	Capital Employed ohne Goodwill aus dem Erwerb der ehemaligen GEA AG durch die ehemalige 
	 Metallgesellschaft AG im Jahr 1999 (Durchschnitt der letzten 12 Monate)
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GEA Group Aktiengesellschaft, 
Düsseldorf

ISIN: DE0006602006
WKN: 660200

Einladung zur 
ordentlichen Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie ein zur 

ordentlichen Hauptversammlung 
der GEA Group Aktiengesellschaft, 

die am Donnerstag, dem 16. April 2015, 10:00 Uhr 
(Mitteleuropäische Sommerzeit – MESZ), 
im CCO – Congress Centrum Luise Albertz Oberhausen, 
Düppelstraße 1, 46045 Oberhausen, stattfindet.
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I.	 Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der GEA 
Group Aktiengesellschaft und des gebilligten Konzern-
abschlusses zum 31. Dezember 2014, des mit dem Lage-
bericht der GEA Group Aktiengesellschaft zusammenge-
fassten Konzernlageberichts zum Geschäftsjahr 2014 
einschließlich des erläuternden Berichts des Vorstands zu 
den Angaben nach § 289 Abs. 4 und Abs. 5, § 315 Abs. 2 
Nr. 5 und Abs. 4 HGB sowie des Berichts des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2014

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres-
abschluss und den Konzernabschluss am 5. März 2015 gebilligt; 
der Jahresabschluss ist damit gemäß § 172 Satz 1 AktG festgestellt. 
Eine Beschlussfassung der Hauptversammlung zu Tagesord-
nungspunkt 1 ist entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
daher nicht vorgesehen. 

2.	 Verwendung des Bilanzgewinns  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der 
GEA Group Aktiengesellschaft für das Geschäftsjahr 2014 in 
Höhe von EUR 136.545.618,00 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,70

je dividendenberechtigter 
Stückaktie	 =	 EUR 	 134.746.833,20
	

Gewinnvortrag	 = 	 EUR	 1.798.784,80
	

Bilanzgewinn	 = 	 EUR 	 136.545.618,00 

Bei dem angegebenen Betrag für die Gesamtdividende sind die 
im Zeitpunkt der Einberufung vorhandenen dividendenbe-
rechtigten 192.495.476 Stückaktien berücksichtigt. Soweit sich 
bis zum Tag der Hauptversammlung die Anzahl der dividenden-
berechtigten Stückaktien verändern sollte, wird in der Haupt-
versammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag 
zur Abstimmung gestellt, der unverändert eine Dividende von 
EUR 0,70 je dividendenberechtigte Stückaktie vorsehen wird.	
 

Tagesordnung 
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Tagesordnung

3.	 Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2014 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum 
Entlastung zu erteilen.   

4.	 Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2014 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen 
Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

5.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2015

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung des 
Prüfungsausschusses – vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer der Gesellschaft und 
des Konzerns für das Geschäftsjahr 2015 zu bestellen. 

6.	 Aufhebung des Genehmigten Kapitals II gemäß § 4 Abs. 4 
der Satzung, Schaffung eines neuen Genehmigten Kapi-
tals II mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts und entsprechende Änderung von § 4 Abs. 4 der 
Satzung

Der Vorstand ist derzeit nach § 4 Abs. 4 der Satzung ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-
schaft um bis zu EUR 72.000.000,00 durch Ausgabe neuer 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen bis zum 20. 
April 2015 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital II). Da die Ermäch-
tigung damit in Kürze ausläuft und § 4 Abs. 3 der Satzung 
lediglich ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 77.000.000,00 
vorsieht, bei welchem den Aktionären grundsätzlich ein Bezugs-
recht zu gewähren ist, sollen unter den Tagesordnungspunkten 6 
und 7 zwei neue genehmigte Kapitale geschaffen werden: unter 
Tagesordnungspunkt 6 das Genehmigte Kapital II in Höhe von 
EUR 130.000.000,00 (entspricht knapp 25 % des derzeit 
bestehenden Grundkapitals) und unter Tagesordnungspunkt 7 
das Genehmigte Kapital III in Höhe von EUR 52.000.000,00 
(entspricht knapp 10 % des derzeit bestehenden Grundkapitals).

Bei Ausnutzung dieser neuen genehmigten Kapitale soll den 
Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht eingeräumt werden; 
jedoch soll der Vorstand ermächtigt werden, für bestimmte 
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Zwecke das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats auszuschließen. Zur Ausgabe von Aktien gegen 
Sacheinlagen darf das neue Genehmigte Kapital II nur in einem 
Umfang von bis zu maximal 10 % des aktuell bestehenden 
Grundkapitals ausgenutzt werden. Auch darf der anteilige 
Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen ausgegeben werden, insgesamt 10 % des im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen.  

Vorbehaltlich einer von einer nachfolgenden Hauptversamm-
lung beschlossenen, neuerlichen Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss wird der Vorstand darüber hinaus aber auch 
eine Ausgabe bzw. Veräußerung von Aktien oder von Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
-pflichten berücksichtigen, die auf der Grundlage anderer dem 
Vorstand insoweit erteilter Ermächtigungen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre (siehe die Beschlussvorschläge 
zu den Tagesordnungspunkten 7, 8 und 9) erfolgen, und zwar 
mit der Maßgabe, dass er insgesamt die ihm erteilten Ermäch-
tigungen zu Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre nur zu einer Erhöhung des Grundkapitals 
in Höhe von maximal 10 % des aktuell bestehenden Grund-
kapitals nutzen wird. Hieran hält sich der Vorstand so lange 
gebunden, wie nicht eine zukünftige Hauptversammlung 
neuerlich über eine Ermächtigung des Vorstands zu Kapital-
maßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
Beschluss gefasst hat. Auf den Bericht des Vorstands an die 
Hauptversammlung zum Genehmigten Kapital II und Geneh-
migten Kapital III (Tagesordnungspunkte 6 und 7) sowie die 
Berichte des Vorstands zur Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- oder Optionsanleihen (Tagesordnungspunkt 8) sowie 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien (Tagesord-
nungspunkt 9) wird insoweit hingewiesen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	 Aufhebung des derzeit bestehenden Genehmigten  
Kapitals II

		  Das von der Hauptversammlung am 21. April 2010 zu 
Tagesordnungspunkt 7 beschlossene Genehmigte Kapital II 
gemäß § 4 Abs. 4 der Satzung wird hiermit aufgehoben.

Tagesordnung 
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b)	 Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals II

		  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 15. April 2020 das Grundkapital 
der Gesellschaft um bis zu EUR 130.000.000,00 durch 
Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sachein-
lagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital II) und dabei 
gemäß § 5 Abs. 4 der Satzung einen vom Gesetz abwei-
chenden Beginn der Gewinnbeteiligung zu bestimmen. 
Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal oder 
mehrmals ausgenutzt werden. Den Aktionären steht 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. 
Das gesetzliche Bezugsrecht kann den Aktionären auch 
in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien 
von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Ver-
pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

		  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapital
erhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke von Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an 
Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen 
auszuschließen.

		  Des Weiteren wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre zur Durch-
führung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) 
auszuschließen, bei der den Aktionären angeboten wird, 
ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz oder teilweise) 
als Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien in die 
Gesellschaft einzulegen.

		  Schließlich wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, soweit es erforderlich ist, (i) um Spitzenbeträge 
auszugleichen und (ii) um den Gläubigern der von der GEA 
Group Aktiengesellschaft oder einer ihrer Konzerngesell-
schaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder 
Optionsrechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder 
Optionspflicht zustünde.

Tagesordnung
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		  Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf Aktien 
entfällt, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ausgegeben werden, 
darf insgesamt 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft nicht übersteigen.

		  Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhungen 
aus dem Genehmigten Kapital II sowie die Bedingungen 
der Aktienausgabe festzulegen.

c)	 Satzungsänderung

		  § 4 der Satzung wird um folgenden Abs. 4 ergänzt:

	 „Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 15. April 2020 das Grundkapital 
der Gesellschaft um bis zu EUR 130.000.000,00 durch 
Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sach-
einlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital II) und dabei 
gemäß § 5 Abs. 4 der Satzung einen vom Gesetz abwei-
chenden Beginn der Gewinnbeteiligung zu bestimmen. 
Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal 
oder mehrmals ausgenutzt werden. Den Aktionären 
steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien 
zu. Das gesetzliche Bezugsrecht kann den Aktionären 
auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen 
Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapi-
talerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder des Erwerbs 
von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegen-
ständen auszuschließen.

	 Des Weiteren ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende 
(scrip dividend) auszuschließen, bei der den Aktionären 
angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise 

Tagesordnung 
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(ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung 
neuer Aktien in die Gesellschaft einzulegen.

	 Schließlich ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen, soweit es erforderlich ist, (i) um Spitzen-
beträge auszugleichen und (ii) um den Gläubigern der 
von der GEA Group Aktiengesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
-pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 
Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung 
ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfül-
lung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde.

	 Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf Aktien 
entfällt, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ausgege-
ben werden, darf insgesamt 10 % des im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden 
Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen.

	 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapital-
erhöhungen aus dem Genehmigten Kapital II sowie 
die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“

7.	 Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals III mit der 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts und ent-
sprechende Ergänzung der Satzung

In Ergänzung zu Tagesordnungspunkt 6 soll unter Tagesordnungs-
punkt 7 ein weiteres genehmigtes Kapital, das Genehmigte 
Kapital III in Höhe von EUR 52.000.000,00 (entspricht knapp 
10 % des derzeit bestehenden Grundkapitals), beschlossen wer-
den. Das Genehmigte Kapital III kann – anders als das Genehmigte 
Kapital II – nur gegen Bareinlagen ausgenutzt werden und sieht 
die Möglichkeit des sogenannten vereinfachten Bezugsrechts-
ausschlusses gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vor. 

Die Möglichkeit zur Ausgabe neuer Aktien aus dem Genehmig-
ten Kapital III unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist schon kraft Gesetzes auf 

Tagesordnung
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10 % des bestehenden Grundkapitals beschränkt. Der Vorstand 
wird im Übrigen – vorbehaltlich einer erneuten Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss durch eine nachfolgende Haupt-
versammlung – von der Ermächtigung zur Ausgabe neuer 
Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre aus 
dem Genehmigten Kapital III in dem Umfang des anteiligen 
Grundkapitals keinen Gebrauch machen, das auf Aktien entfällt, 
die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre aufgrund 
anderer dem Vorstand erteilter Ermächtigungen ausgegeben 
oder veräußert werden. Auf diese Weise wird sichergestellt, 
dass die Gesamtobergrenze für die Ausgabe und/oder Veräu-
ßerung von Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre in Höhe von 10 % des aktuellen Grundkapitals in 
keinem Fall überschritten wird. Hieran hält sich der Vorstand 
so lange gebunden, wie nicht eine zukünftige Hauptversamm-
lung neuerlich über eine Ermächtigung des Vorstands zu 
Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Beschluss gefasst hat. Auf den Bericht des Vorstands 
an die Hauptversammlung zum Genehmigten Kapital II und 
Genehmigten Kapital III (Tagesordnungspunkte 6 und 7) sowie 
die Berichte des Vorstands zur Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- oder Optionsanleihen (Tagesordnungspunkt 8) sowie 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien (Tagesord-
nungspunkt 9) wird insoweit hingewiesen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	 Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals III

		  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 15. April 2020 das Grundkapital der 
Gesellschaft um bis zu EUR 52.000.000,00 durch Ausgabe 
neuer Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital III) und dabei gemäß § 5 Abs. 4 der Satzung 
einen vom Gesetz abweichenden Beginn der Gewinnbetei-
ligung zu bestimmen. Die Ermächtigung kann ganz oder 
teilweise, einmal oder mehrmals ausgenutzt werden. Den 
Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 
neuen Aktien zu. Das gesetzliche Bezugsrecht kann den 
Aktionären auch in der Weise eingeräumt werden, dass die 
neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Tagesordnung 
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		  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
für Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung im Zeitpunkt 
der Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich unter-
schreitet. Im Rahmen dieses Ausschlusses des Bezugsrechts 
dürfen die auszugebenden Aktien gemäß §§ 203 Abs. 1, 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft 
nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung (Höchstgrenze). Die Höchstgrenze ver-
mindert sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, 
der auf eigene Aktien der Gesellschaft entfällt, die während 
der Laufzeit des Genehmigten Kapitals III unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 
Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Die 
Höchstgrenze vermindert sich ferner um den anteiligen 
Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, 
die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auszugeben 
sind, die von der GEA Group Aktiengesellschaft oder einer 
ihrer Konzerngesellschaften während der Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals III unter Ausschluss des Bezugsrechts 
in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden.

		  Des Weiteren wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, soweit es erforderlich ist, (i) um Spitzenbeträge 
auszugleichen und (ii) um den Gläubigern der von der 
GEA Group Aktiengesellschaft oder einer ihrer Konzern-
gesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten ein Bezugs-
recht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie 
es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Options-
rechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Options-
pflicht zustünde.

		  Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hungen aus dem Genehmigten Kapital III sowie die 
Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.

Tagesordnung
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b)	 Satzungsänderung

		  § 4 der Satzung wird um folgenden Abs. 5 ergänzt:

	 „Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 15. April 2020 das Grundkapital 
der Gesellschaft um bis zu EUR 52.000.000,00 durch 
Ausgabe neuer Stückaktien gegen Bareinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital III) und dabei gemäß 
§ 5 Abs. 4 der Satzung einen vom Gesetz abweichenden 
Beginn der Gewinnbeteiligung zu bestimmen. Die 
Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmal oder 
mehrmals ausgenutzt werden. Den Aktionären steht 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. 
Das gesetzliche Bezugsrecht kann den Aktionären auch 
in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien 
von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis für Aktien der Gesellschaft gleicher 
Ausstattung im Zeitpunkt der Festlegung des Aus-
gabebetrags nicht wesentlich unterschreitet. Im 
Rahmen dieses Ausschlusses des Bezugsrechts dürfen 
die auszugebenden Aktien gemäß §§ 203 Abs. 1, 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG 10 % des Grundkapitals der Gesell-
schaft nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung (Höchstgrenze). Die Höchstgrenze 
vermindert sich um den anteiligen Betrag des Grund-
kapitals, der auf eigene Aktien der Gesellschaft entfällt, 
die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals III 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert werden. Die Höchstgrenze vermindert sich 
ferner um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, 
der auf diejenigen Aktien entfällt, die zur Bedienung 
von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten auszugeben sind, die 
von der GEA Group Aktiengesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften während der Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals III unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden.
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	 Des Weiteren ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, soweit es erforderlich ist, (i) um Spitzen-
beträge auszugleichen und (ii) um den Gläubigern der 
von der GEA Group Aktiengesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
-pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 
Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung 
ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfül-
lung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde.

	 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapital-
erhöhungen aus dem Genehmigten Kapital III sowie 
die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“

		  Sollte der nachfolgende Tagesordnungspunkt 8 (und damit 
auch die unter diesem Tagesordnungspunkt zu beschließende 
Aufhebung des derzeitigen § 4 Abs. 5 der Satzung) nicht 
die Zustimmung der Hauptversammlung finden, wird der 
derzeitige § 4 Abs. 5 der Satzung zu § 4 Abs. 6. 

8.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandel- oder Optionsanleihen, Genussrechten oder 
Gewinnschuldverschreibungen, die Schaffung von be-
dingtem Kapital sowie entsprechende Satzungsände-
rung unter gleichzeitiger Aufhebung der entsprechenden 
Ermächtigung aus dem Jahre 2010 und des bedingten 
Kapitals gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung

Auf der Grundlage des Beschlusses der Hauptversammlung 
vom 21. April 2010 zu Tagesordnungspunkt 8 ist der Vorstand 
derzeit ermächtigt, bis zum 20. April 2015 einmalig oder mehr-
mals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Options- und/
oder Wandelanleihen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 750.000.000,00 auszugeben und den Inhabern oder 
Gläubigern von Optionsanleihen Optionsrechte oder -pflichten 
bzw. den Inhabern oder Gläubigern von Wandelanleihen 
Wandlungsrechte oder -pflichten, auf auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 48.659.656,71 zu 
gewähren oder aufzuerlegen. Zur Bedienung solcher Schuld-
verschreibungen besteht ein entsprechendes bedingtes Kapital 
(§ 4 Abs. 5 der Satzung). Da die bestehende Ermächtigung in 
Kürze ausläuft, soll sie erneuert werden.
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Die auf der Grundlage der nachfolgend vorgeschlagenen Ermäch-
tigung auszugebenden Options- oder Wandelanleihen, Genuss-
rechte oder Gewinnschuldverschreibungen sollen in bestimm-
ten Grenzen auch unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
werden können. Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts nach § 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG darf sich schon kraft Gesetzes nur auf einen anteiligen 
Betrag des Grundkapitals beziehen, der insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigt. Der Vorstand wird im Übrigen 
– vorbehaltlich einer erneuten Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss durch eine nachfolgende Hauptversammlung – von 
der Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandelanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in dem Umfang des 
anteiligen Grundkapitals keinen Gebrauch machen, das auf 
Aktien entfällt, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre aufgrund anderer dem Vorstand erteilter Ermächti-
gungen ausgegeben oder veräußert werden. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass die Gesamtobergrenze für die Ausgabe 
und/oder Veräußerung von Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre in Höhe von 10 % des aktuellen Grund-
kapitals in keinem Fall überschritten wird. Hieran hält sich der 
Vorstand so lange gebunden, wie nicht eine zukünftige Haupt-
versammlung neuerlich über eine Ermächtigung des Vorstands 
zu Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Beschluss gefasst hat. Auf den Bericht des Vorstands 
an die Hauptversammlung zur Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- oder Optionsanleihen (Tagesordnungspunkt 8) sowie 
die Berichte des Vorstands zum Genehmigten Kapital II und 
Genehmigten Kapital III (Tagesordnungspunkte 6 und 7) sowie 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien (Tagesord-
nungspunkt 9) wird insoweit hingewiesen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	 Aufhebung der Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
und Wandelanleihen aus dem Jahre 2010 und des 
bedingten Kapitals gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung

		  Die Ermächtigung der Hauptversammlung vom 21. April 2010 
zu Tagesordnungspunkt 8 und das unter dem gleichen 
Tagungsordnungspunkt geschaffene bedingte Kapital 
sowie § 4 Abs. 5 der Satzung werden hiermit aufgehoben.
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	b)	 Ermächtigung zur Begebung von Wandel- oder Options-
anleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschrei-
bungen (bzw. einer Kombination dieser Instrumente)

	aa)	Laufzeit der Ermächtigung, Nennbetrag und Aktienzahl

		 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats, bis zum 15. April 2020 einmalig oder mehrmals 
auf den Inhaber lautende Wandel- oder Optionsanleihen, 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen oder 
eine Kombination dieser Instrumente (zusammen „Schuld-
verschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 750.000.000,00 auszugeben und den Inhabern solcher 
Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. -pflichten für auf den Inhaber lautende Aktien der 
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von insgesamt bis zu EUR 51.903.633,82 nach näherer 
Maßgabe der Anleihebedingungen zu gewähren bzw. 
aufzuerlegen.

		 Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch 
– unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegen-
wert – in der gesetzlichen Währung eines OECD- Landes 
begeben werden.

		 Die Schuldverschreibungen können auch durch eine Kon-
zerngesellschaft der GEA Group Aktiengesellschaft im 
Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden. Für diesen Fall 
wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die Schuld-
verschreibungen zu übernehmen und den Inhabern von 
Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. -pflichten auf Aktien der GEA Group Aktiengesellschaft 
zu gewähren bzw. aufzuerlegen.

	bb)	Bezugsrecht und Bezugsrechtsausschluss

		  Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf 
die Schuldverschreibungen zu. Das gesetzliche Bezugsrecht 
kann den Aktionären auch in der Weise eingeräumt werden, 
dass die Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut 
oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Werden 
Schuldverschreibungen von einer Konzerngesellschaft der 
GEA Group Aktiengesellschaft im Sinne von § 18 AktG 
ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des gesetz-
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lichen Bezugsrechts für die Aktionäre der GEA Group 
Aktiengesellschaft entsprechend sicherzustellen. 

		  Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit 
auszuschließen, wie es erforderlich ist, um den Gläubigern 
von bereits zuvor begebenen Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten ein Bezugs-
recht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 
Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. bei 
Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht als Aktionär 
zustehen würde.

		  Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. -pflichten auszuschließen, sofern der Vorstand nach 
pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass 
der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren nach 
anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Metho-
den ermittelten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich 
unterschreitet. Werden Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auf diese Weise 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben, darf der 
auf die zur Bedienung der Wandlungs- und Optionsrechte 
bzw. bei Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht 
auszugebenden Aktien entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien anzu-
rechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden.

		  Der Vorstand ist schließlich ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
-pflichten auszuschließen, soweit sie gegen Sachleistung 
ausgegeben werden, sofern der Wert der Sachleistung in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem nach anerkannten, 
insbesondere finanzmathematischen Methoden ermittelten 
hypothetischen Marktwert der Schuldverschreibungen steht.
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		  Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 
ohne Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus-
gegeben werden, wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich aus-
gestaltet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der 
Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidations-
erlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf 
Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanz-
gewinns oder der Dividende berechnet wird. Außerdem 
müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabe-
betrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibun-
gen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Markt-
konditionen entsprechen.

	cc)	Wandlungs- und Optionsrechte sowie Wandlungs- und 
Optionspflichten

		  Im Falle der Ausgabe von Wandelanleihen erhalten die 
Inhaber das unentziehbare Recht, ihre Schuldverschreibun-
gen gemäß den vom Vorstand festgelegten Wandelanleihe-
bedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
GEA Group Aktiengesellschaft zu wandeln. Das Wandlungs-
verhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags oder 
des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer 
Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungs-
preis für eine Aktie der Gesellschaft und kann auf eine volle 
Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar 
zu leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder ein 
Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt 
werden. Die Anleihebedingungen können auch ein variables 
Umtauschverhältnis vorsehen. Entsprechendes gilt, wenn 
sich das Wandlungsrecht auf ein Genussrecht oder eine 
Gewinnschuldverschreibung bezieht.

		  Im Falle der Ausgabe von Optionsanleihen werden jeder 
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine 
beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom 
Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen zum Bezug 
von auf den Inhaber lautenden Stückaktien der GEA Group 
Aktiengesellschaft berechtigen. Soweit sich Bruchteile von 
Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruch-
teile nach Maßgabe der Anleihebedingungen, ggf. gegen 
Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden 
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können. Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem 
Genussrecht oder einer Gewinnschuldverschreibung bei-
gefügt werden.

		  Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch 
eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht zum Ende der Laufzeit 
(oder zu einem früheren Zeitpunkt) oder das Recht der 
Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der mit einem 
Wandlungs- oder Optionsrecht verbundenen Schuldver-
schreibungen (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen 
Kündigung) den Inhabern der Schuldverschreibung ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 
Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In diesem Fall kann 
die Gesellschaft in den Anleihebedingungen berechtigt 
werden, eine etwaige Differenz zwischen dem Nennbetrag 
der Schuldverschreibungen und dem Produkt aus dem 
Umtauschverhältnis und einem in den Anleihebedingungen 
näher zu bestimmenden Börsenpreis der Aktien zum Zeit-
punkt des Pflichtumtauschs ganz oder teilweise in bar 
auszugleichen. Als Börsenpreis ist bei der Berechnung im 
Sinne des vorstehenden Satzes mindestens 80 % des für 
die Untergrenze des Wandlungs- bzw. Optionspreises gemäß 
lit. dd) relevanten Börsenkurses der Aktie anzusetzen.

		  Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Wandlung 
bzw. Optionsausübung auszugebenden Aktien darf den 
Nennbetrag der Schuldverschreibungen nicht übersteigen. 
§ 9 Abs. 1 i.V.m. § 199 Abs. 2 AktG sind zu beachten.

	dd)	Wandlungs- bzw. Optionspreis

		  Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis 
für eine Aktie der GEA Group Aktiengesellschaft (Bezugs-
preis) muss auch bei einem variablen Umtauschverhältnis/
Wandlungspreis entweder (i) mindestens 80 % des durch-
schnittlichen Schlussauktionspreises der Aktien der Gesell-
schaft im XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des 
XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an den zehn Börsentagen unmittelbar 
vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand 
über die Begebung der Schuldverschreibungen oder (ii), 
sofern Bezugsrechte gehandelt werden, mindestens 80 % 
des durchschnittlichen Schlussauktionspreises der Aktien 
der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die 
Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleich-
baren Nachfolgesystem) während der Tage, an denen die 
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Bezugsrechte an der Frankfurter Wertpapierbörse gehan-
delt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsentage 
des Bezugsrechtshandels, entsprechen. §§ 9 Abs. 1, 
199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt.

		  Der Wandlungs- bzw. Optionspreis kann unbeschadet des 
§ 9 Abs. 1 AktG im Falle der wirtschaftlichen Verwässerung 
des Werts der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflich-
ten nach näherer Bestimmung der Schuldverschreibungen 
wertwahrend angepasst werden, soweit die Anpassung 
nicht schon durch Gesetz geregelt ist. Die Bedingungen der 
Schuldverschreibungen können darüber hinaus für den 
Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer außerordentlicher 
Maßnahmen bzw. Ereignisse (wie z.B. ungewöhnlich hohe 
Dividenden, Kontrollerlangung durch Dritte) eine Anpas-
sung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
vorsehen. Bei einer Kontrollerlangung durch Dritte können 
eine marktübliche Anpassung des Wandlungs- bzw. Options-
preises sowie eine Laufzeitverkürzung vorgesehen werden.

	ee)	Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

		  Die Anleihebedingungen können jeweils festlegen, dass 
im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung auch eigene 
Aktien der Gesellschaft gewährt werden können. Ferner 
kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft den Wand-
lungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft 
gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. In den 
Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen kann 
außerdem vorgesehen werden, dass die Zahl der bei Aus-
übung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach 
Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten zu bezie-
henden Aktien bzw. ein diesbezügliches Umtauschrecht 
variabel sind und/oder der Options- bzw. Wandlungspreis 
innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite 
in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses 
oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen 
während der Laufzeit verändert werden kann.

	ff)	Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedin-
gungen

		  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Schuldverschreibungen zu bestimmen 
bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die Wandel- 
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bzw. Optionsanleihe begebenden Konzerngesellschaft der 
GEA Group Aktiengesellschaft festzulegen. Dies betrifft 
insbesondere den Ausgabekurs, den Zinssatz, die Art der 
Verzinsung, die Laufzeit und die Stückelung, den Wand-
lungs- bzw. Optionszeitraum, die Festlegung einer baren 
Zuzahlung, den Ausgleich oder die Zusammenlegung von 
Spitzen, die Barzahlung statt Lieferung von auf den Inha-
ber lautenden Stückaktien und die Lieferung existierender 
statt Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien.

c)	 Schaffung eines neuen bedingten Kapitals

		  Das Grundkapital wird um bis zu EUR 51.903.633,82 durch 
Ausgabe von bis zu 19.200.000 auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von je EUR 2,70 (gerundet) bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2015). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von Aktien an die Gläubiger von Schuldver-
schreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung 
begeben werden, soweit die Ausgabe gegen bar erfolgt ist. 
Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 
der vorstehenden Ermächtigung jeweils festzulegenden 
Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die bedingte Kapital-
erhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wand-
lungs- oder Optionsrechten aus gegen bar ausgegebenen 
Schuldverschreibungen Gebrauch gemacht wird bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldver-
schreibungen erfüllt werden und soweit die Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem 
Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres 
an, in dem sie aufgrund der Ausübung von Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder 
Optionspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand 
wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

d)	 Satzungsänderung

		  § 4 der Satzung wird um folgenden Abs. 6 ergänzt:

	 „Das Grundkapital ist um bis zu EUR 51.903.633,82 
durch Ausgabe von bis zu 19.200.000 auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Tagesordnung 



21

Kapital 2015). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 
insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Wandlungs- 
oder Optionsrechten aus Wandel- oder Optionsanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen 
oder einer Kombination dieser Instrumente, die die 
GEA Group Aktiengesellschaft oder deren Konzern-
unternehmen aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung vom 16. April 2015 gegen 
Bareinlage ausgegeben haben, ihre Wandlungs- oder 
Optionsrechte ausüben bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt 
werden und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch 
eigene Aktien, durch Ausgabe von Aktien aus geneh-
migtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient 
werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem 
nach Maßgabe der vorstehend genannten Ermächtigung 
jeweils festzulegenden Wandlungs- bzw. Optionspreis. 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie aufgrund der Ausübung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. der Erfüllung 
von Wandlungs- oder Optionspflichten entstehen, am 
Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapital-
erhöhung festzusetzen.“

9.	 Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien sowie Ausschluss des Andienungs- und Bezugs-
rechts

Die in der Hauptversammlung 2010 erteilte Ermächtigung zum 
Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien ist bis zum 
20. April 2015 befristet. Die Ermächtigung soll daher erneuert 
werden. Der Beschlussvorschlag regelt die Möglichkeiten des 
Erwerbs und der Verwendung eigener Aktien.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)	 Aufhebung der Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien aus 2010

		  Die von der Hauptversammlung der Gesellschaft am 
20. April 2010 beschlossene und bis zum 20. April 2015 
befristete Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG wird 
hiermit aufgehoben.
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b)	 Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und Ausschluss 
des Andienungsrechts

		  Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermäch-
tigt, bis zum 15. April 2020 eigene Aktien mit einem auf 
diese entfallenden anteiligen Betrag am Grundkapital von 
insgesamt bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu 
erwerben. Auf die aufgrund dieser Ermächtigung erwor-
benen Aktien dürfen zusammen mit anderen Aktien der 
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat 
und noch besitzt oder die ihr gemäß §§ 71 d und 71 e AktG 
zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Vorgaben in 
§ 71 Abs. 2 Sätze 2 und 3 AktG sind zu beachten.

		  Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands entweder (i) 
über die Börse oder (ii) mittels eines an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots. Kaufangebote im 
Sinne von (ii) können dabei auch mittels einer Aufforderung 
zur Abgabe von Angeboten erfolgen. 

aa)	 Im Fall des Erwerbs über die Börse darf der von der 
Gesellschaft gezahlte Erwerbspreis je Aktie den arith-
metischen Mittelwert des Aktienkurses (Schlussauktions-
preise der GEA Group-Aktie im XETRA-Handel bzw. 
einem das XETRA-System ersetzenden vergleichbaren 
Nachfolgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse) 
an den drei dem jeweiligen Tag des Erwerbs vorange-
henden Börsentagen um nicht mehr als 10 % über-
schreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten 
(jeweils ohne Erwerbsnebenkosten). 

bb)	Bei einem öffentlichen Kaufangebot darf der von der 
Gesellschaft angebotene und gezahlte Erwerbspreis je 
Aktie den arithmetischen Mittelwert der Aktienkurse 
(Schlussauktionspreise der GEA Group-Aktie im XETRA-
Handel bzw. einem das XETRA-System ersetzenden 
vergleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter 
Wertpapierbörse) an den letzten drei Börsentagen vor 
dem Tag der Entscheidung des Vorstands über das 
Angebot bzw. die Annahme von Angeboten der Aktio-
näre um nicht mehr als 10 % überschreiten und um 
nicht mehr als 20 % unterschreiten (jeweils ohne 
Erwerbsnebenkosten). Ergeben sich nach Veröffentlichung 
eines Kaufangebots Kursabweichungen vom angebo-
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tenen Preis beziehungsweise von einer im Zusammen-
hang mit einer Aufforderung zur Abgabe von Angebo-
ten festgesetzten Preisspanne, die für den Erfolg des 
Angebots erheblich sein können, kann der Preis 
beziehungsweise die Preisspanne während der Angebots-
frist beziehungsweise bis zur Annahme angepasst 
werden.

	 Sofern die Gesamtzahl der auf ein öffentliches Kauf-
angebot angedienten Aktien dessen Volumen über-
schreitet, kann der Erwerb nach dem Verhältnis der 
angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgen; 
darüber hinaus können eine bevorrechtigte Annahme 
geringer Stückzahlen (bis zu 100 Aktien je Aktionär) 
sowie, zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 
Aktien, eine Rundung nach kaufmännischen Grund-
sätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehen-
des Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit aus-
geschlossen. 

c)	 Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien und 
Ausschluss des Bezugsrechts (bzw. Ermächtigung hierzu)

		  Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die 
aufgrund dieser oder einer früheren Ermächtigung erwor-
ben wurden, zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, 
insbesondere auch zu den folgenden Zwecken zu ver-
wenden:

	aa)	Die Aktien der Gesellschaft können mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats auch in anderer Weise als über die 
Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre ver-
äußert werden, wenn die erworbenen eigenen Aktien 
zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs 
der Aktien der GEA Group Aktiengesellschaft gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet. 

	bb)	Die Aktien der Gesellschaft können mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats auch an Dritte übertragen werden, 
soweit dies im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen, 
Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen 
oder sonstige Vermögensgegenständen zu erwerben. 
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	cc)	Die Aktien der Gesellschaft können mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats zur Lieferung von Aktien an die 
Inhaber von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten gemäß den Wandel- oder 
Optionsanleihebedingungen verwendet werden, die 
von der GEA Group Aktiengesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften ausgegeben werden. Sie können 
zudem im Fall einer Veräußerung eigener Aktien durch 
Angebot an alle Aktionäre mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den Inhabern von Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten, 
die von der GEA Group Aktiengesellschaft oder einer 
ihrer Konzerngesellschaften ausgegeben werden, in 
dem Umfang gewährt werden, in dem die Inhaber 
solcher Schuldverschreibungen nach Ausübung des 
Wandlungs- oder Optionsrechts oder Erfüllung der 
Wandlungs- oder Optionspflicht ein Bezugsrecht auf 
Aktien der Gesellschaft hätten.

	dd)	Die Aktien der Gesellschaft können mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats zur Durchführung einer sogenannten 
Aktiendividende (scrip dividend) verwendet werden. 

	ee)	Die Aktien der Gesellschaft können ferner mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats zu einem Teil oder insgesamt 
ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einge-
zogen werden. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die 
Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der 
Kapitalherabsetzung zu ändern. Die Einziehung kann 
auch ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des 
anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am Grund-
kapital der Gesellschaft erfolgen. Der Vorstand wird in 
diesem Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl der 
Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

		  Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien der 
Gesellschaft wird insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien 
gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter lit. aa) bis 
cc) verwendet werden. Erfolgt die Verwendung der erwor-
benen eigenen Aktien zu dem in lit. dd) genannten Zweck, 
ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht auszuschlie-
ßen. Bei Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien über 
die Börse besteht ebenfalls kein Bezugsrecht der Aktionäre. 
Für den Fall einer Veräußerung der erworbenen eigenen 
Aktien durch ein öffentliches Angebot an die Aktionäre, 
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das unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
erfolgt, wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der 
Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen.

		  Die aufgrund der Ermächtigung unter lit. aa) verwendeten 
Aktien dürfen zusammen mit (i) den Aktien, die in direk-
ter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
ausgegeben oder veräußert wurden, sowie (ii) den Aktien, 
die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auszugeben 
sind, die von der GEA Group Aktiengesellschaft oder einer 
ihrer Konzerngesellschaften während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden, die Grenze von 10 % des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese 
Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – des 
zum Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächti-
gung bestehenden Grundkapitals insgesamt nicht über-
schreiten.

d)	 Ausübung der Ermächtigungen

		  Die vorgenannten Ermächtigungen zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien können ganz oder in Teilen, 
einmalig oder mehrmalig, einzeln oder gemeinsam aus-
genutzt werden. Sie dürfen auch durch abhängige oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen 
oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte ausgenutzt 
werden. Der Erwerb und die Verwendung eigener Aktien 
dürfen jeweils in Verfolgung eines oder mehrerer der 
vorgenannten Zwecke erfolgen.
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II.	 Berichte des Vorstands

1.	 Bericht des Vorstands nach §  203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu den Tagesordnungspunkten 
6 und 7

Der Vorstand erstattet zu den Punkten 6 und 7 der Tagesordnung 
gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen 
schriftlichen Bericht über die Gründe für die vorgeschlagene 
Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre wie folgt: 

Der Vorstand ist derzeit nach § 4 Abs. 4 der Satzung ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-
schaft um bis zu EUR 72.000.000,00 durch Ausgabe neuer 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen bis zum 20. April 
2015 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital II). Da die Ermächtigung 
damit in Kürze ausläuft und § 4 Abs. 3 der Satzung lediglich 
ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 77.000.000,00 
vorsieht, bei welchem den Aktionären grundsätzlich ein Bezugs-
recht zu gewähren ist, sollen unter den Tagesordnungspunkten 
6 und 7 zwei neue genehmigte Kapitale geschaffen werden: 
unter Tagesordnungspunkt 6 das Genehmigte Kapital II in 
Höhe von EUR 130.000.000,00 (entspricht knapp 25 % des 
derzeit bestehenden Grundkapitals) und unter Tagesordnungs-
punkt 7 das Genehmigte Kapital III in Höhe von 
EUR 52.000.000,00 (entspricht knapp 10 % des derzeit bestehen-
den Grundkapitals).

Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, sich bei 
Bedarf schnell und flexibel zusätzliches Eigenkapital zu ver-
schaffen, ohne eine zeitlich unter Umständen nicht mögliche 
Kapitalerhöhung durch Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung durchzuführen. Die Ermächtigungen können ganz oder 
teilweise, einmal oder mehrmals ausgenutzt werden.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals II und des 
Genehmigten Kapitals III ist den Aktionären grundsätzlich 
gemäß §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 1, 2 AktG ein Bezugsrecht einzu-
räumen. Neben einer unmittelbaren Ausgabe der neuen Aktien 
an die Aktionäre soll es jeweils auch möglich sein, dass die 
neuen Aktien von Kreditinstituten mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten (mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG). 
Durch die Zwischenschaltung von Kreditinstituten wird die 
Abwicklung der Aktienausgabe lediglich technisch erleichtert.
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Nachfolgend werden die Konstellationen erläutert, in denen 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt 
werden soll, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
wobei auf neue Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre ausgegeben werden, nur ein anteiliger Betrag 
am Grundkapital entfallen darf, der 10 % des aktuell bestehen-
den Grundkapitals nicht übersteigt.

a)	 Allgemeine Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 
beim Genehmigten Kapital II und beim Genehmigten 
Kapital III

		  Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals II 
und des Genehmigten Kapitals III ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem 
Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist jeweils erforderlich, 
um ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis dar-
stellen zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder 
durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise best-
möglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf 
Spitzenbeträge sehr gering. 

		  Darüber hinaus soll das Bezugsrecht beim Genehmigten 
Kapital II und Genehmigten Kapital III ausgeschlossen 
werden können, soweit es erforderlich ist, um auch den 
Gläubigern von zuvor begebenen Schuldverschreibungen 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien geben zu können, wenn 
die Bedingungen der Schuldverschreibungen dies vorsehen. 
Die Bedingungen solcher Schuldverschreibungen sehen in 
der Regel einen Verwässerungsschutz vor. Werden nach 
Begebung der Schuldverschreibungen Aktien mit Bezugs-
recht unter dem aktuellen Börsenkurs der Aktie ausgegeben, 
wird – bei ansonsten gleichbleibenden Konditionen – der 
Wert des Wandlungs- bzw. Optionsrechts der Gläubiger 
von Schuldverschreibungen verringert. Zum Schutz der 
Gläubiger der Schuldverschreibungen wird diesen bei 
nachfolgenden Aktienemissionen mit Bezugsrecht der 
Aktionäre in der Regel entweder eine Ermäßigung des 
Wandlungs- bzw. Optionspreises gewährt oder ein Bezugs-
recht auf neue Aktien eingeräumt, wie es auch den Aktio-
nären zusteht. Die Gläubiger der Schuldverschreibungen 
werden damit im letzteren Fall so gestellt, als ob sie ihr 
Wandlungs- oder Optionsrecht bereits ausgeübt hätten 
bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht erfüllt wäre. 
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Damit die Gesellschaft in der Lage ist, den Gläubigern der 
Schuldverschreibungen ein solches Bezugsrecht einzu-
räumen, ist ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
erforderlich. Die Möglichkeit, anstelle einer Ermäßigung 
des Wandlungs- bzw. Optionspreises den Gläubigern Aktien 
zu gewähren, kann für die Gesellschaft wirtschaftlich 
günstiger sein. Durch die Gewährung von Aktien statt 
einer Reduktion des Wandlungs- bzw. Optionspreises kann 
die Gesellschaft einen höheren Ausgabekurs für die bei der 
Wandlung oder Optionsausübung auszugebenden Aktien 
erzielen.

b)	 Weitergehende Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
(nur) beim Genehmigten Kapital II

		  Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals II kann der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre zunächst ausschließen, sofern die Aktien 
gegen Sacheinlagen zum Zweck von Unternehmenszusam-
menschlüssen oder des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen ausgegeben werden. 
Bei Unternehmenszusammenschlüssen und -akquisitionen 
verlangen der internationale Wettbewerb und die Globali-
sierung der Wirtschaft oftmals Aktien als Gegenleistung. 
Aber auch beim Erwerb von anderen Vermögensgegen-
ständen kann es im Interesse der Gesellschaft liegen, Aktien 
als Gegenleistung anbieten zu können. Für die Gesellschaft 
kann die Gewährung von Aktien die Finanzierung einer 
Transaktion erheblich erleichtern. Mit der vorgeschlagenen 
Ermächtigung soll die Gesellschaft in die Lage versetzt 
werden, Zusammenschlüsse und Akquisitionen, bei denen 
die Gegenleistung ganz oder teilweise in Aktien besteht, 
schnell und flexibel durchführen zu können, insbesondere 
ohne die zeitlich häufig nicht mögliche Befassung der 
Hauptversammlung. Wenn sich die Möglichkeiten zum 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteili-
gungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegen-
ständen konkretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, 
ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen 
soll und ob der Wert der neuen Aktien in einem angemes-
senen Verhältnis zum Wert des zu erwerbenden Wirt-
schaftsguts steht. Dabei soll der Ausgabepreis der zu 
begebenden neuen Aktien grundsätzlich am Börsenkurs 
ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für die 
vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre wird also 
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vermieden. Allerdings ist keine schematische Anknüpfung 
an den Börsenkurs vorgesehen, insbesondere um einmal 
erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankun-
gen des Börsenpreises in Frage zu stellen. 

		  In diesem Zusammenhang soll es weiterhin möglich sein, 
aus dem Genehmigten Kapital II – unter Ausschluss des 
Bezugsrechts – auch Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten aus Schuldverschrei-
bungen zu bedienen, für die die Zeichner keine Bar-, sondern 
eine Sachleistung erbracht haben. Dies ermöglicht es, auch 
entsprechend ausgestaltete Schuldverschreibungen als 
Akquisitionswährung im Zusammenhang mit dem Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder 
anderen Wirtschaftsgütern einzusetzen, und verbessert 
damit ebenfalls die Chancen im Wettbewerb um interessante 
Akquisitionsobjekte. Da für solche Zwecke ein bedingtes 
Kapital nicht geschaffen werden kann, soll hierfür ggf. das 
Genehmigte Kapital II zur Verfügung stehen.

		  Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 
ermächtigt sein, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, um eine sogenannte Aktiendividende (scrip 
dividend) zu optimalen Bedingungen durchführen zu 
können. Bei der Aktiendividende wird den Aktionären 
angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss 
der Hauptversammlung entstandenen Anspruch auf Aus-
zahlung der Dividende als Sacheinlage in die Gesellschaft 
einzulegen, um neue Aktien der Gesellschaft zu beziehen.

		  Die Durchführung einer Aktiendividende kann als echte 
Bezugsrechtsemission insbesondere unter Beachtung der 
Bestimmungen in § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist 
von zwei Wochen) und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des 
Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugs-
frist) erfolgen. Dabei werden den Aktionären nur jeweils 
ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils 
des Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine 
ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen übersteigt), sind die 
Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und 
können insoweit keine Aktien zeichnen; ein Angebot von 
Teilrechten ist ebenso wenig vorgesehen wie die Einrichtung 
eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. 
Weil die Aktionäre anstelle des Bezugs neuer Aktien insoweit 
eine Bardividende erhalten, erscheint dies als gerechtfertigt 
und angemessen.

Berichte des Vorstands



30

		  Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation vor-
zugswürdig sein, die Gewährung einer Aktiendividende 
anzubieten und vorzubereiten, ohne insoweit an die 
Beschränkungen des § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist 
von zwei Wochen) und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des 
Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugs-
frist) gebunden zu sein. Der Vorstand soll deshalb auch 
ermächtigt sein, zwar allen Aktionären, die dividendenbe-
rechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen Gleichbe-
handlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) neue Aktien zum Bezug 
gegen Einlage ihres Dividendenanspruchs anzubieten, 
jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats formal das Bezugs-
recht der Aktionäre insgesamt auszuschließen. Die Durch-
führung der Aktiendividende unter formalem Ausschluss 
des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Kapital-
erhöhung zu flexibleren Bedingungen. Angesichts des 
Umstandes, dass allen Aktionären die neuen Aktien ange-
boten werden und überschießende Dividenden-Teilbeträge 
durch Zahlung der Bardividende abgegolten werden, erscheint 
auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt 
und angemessen.

		  Das Volumen des Genehmigten Kapitals II das überhaupt 
für Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen ausgenutzt 
werden kann, ist auf 10 % des derzeitigen Grundkapitals 
der Gesellschaft beschränkt. Durch die Begrenzung des 
möglichen Volumens einer Kapitalerhöhung gegen Sach-
einlagen auf maximal 10 % des derzeitigen Grundkapitals 
der Gesellschaft würde im Falle der Ausnutzung der Ermäch-
tigung auch das Stimmrecht der Aktionäre nur in einem 
maßvollen Umfang verwässert. Bei Abwägung aller dieser 
Umstände ist der Bezugsrechtsausschluss in den umschrie-
benen Grenzen geeignet, erforderlich, angemessen und im 
Interesse der Gesellschaft geboten.

		  Von der Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien aus dem 
neuen Genehmigten Kapital II darf der Vorstand unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur in einem 
Umfang von maximal 10 % des aktuell bestehenden Grund-
kapitals Gebrauch machen. Vorbehaltlich einer von einer 
nachfolgenden Hauptversammlung beschlossenen neuer-
lichen Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss wird 
der Vorstand aber auch eine Ausgabe bzw. Veräußerung 
von Aktien oder von Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten berücksichti-
gen, die auf der Grundlage anderer dem Vorstand insoweit 
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erteilter Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre (siehe die Beschlussvorschläge zu den Tages-
ordnungspunkten 7, 8 und 9) erfolgen, und zwar mit der 
Maßgabe, dass er insgesamt die ihm erteilten Ermächtigun-
gen zu Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre nur zu einer Erhöhung des Grundkapitals in 
Höhe von maximal 10 % des aktuell bestehenden Grund-
kapitals nutzen wird. Der Vorstand wird also auf das 
maximale bezugsrechtsfreie Erhöhungsvolumen von 10 % 
des aktuellen Grundkapitals auch anteiliges Grundkapital 
in Anrechnung bringen, das auf Aktien entfällt, die während 
der Laufzeit der Ermächtigung zum Genehmigten Kapital II 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgege-
ben oder veräußert werden (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG) 
oder auf die sich Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten beziehen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden. Diese Anrechnungen sollen jedoch entfallen und 
das ursprüngliche Ermächtigungsvolumen soll wieder zur 
Verfügung stehen, sobald eine nachfolgende Hauptver-
sammlung den Vorstand neuerlich zur Ausgabe oder Ver-
äußerung von Aktien oder von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ermächtigt.

c)	 Weitergehende Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
(nur) beim Genehmigten Kapital III

		  Bei der Ausnutzung des vorgeschlagenen Genehmigten 
Kapitals III ist der Vorstand darüber hinaus ermächtigt, 
das Bezugsrecht gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszu-
schließen. 

		  Der Bezugsrechtsausschluss darf nur erfolgen, wenn der 
Emissionspreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 
börsennotierten Aktien der Gesellschaft mit gleicher Aus-
stattung nicht wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird 
einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach dem 
zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Markt-
bedingungen möglichst niedrig bemessen. Durch die 
betragsmäßige Begrenzung und die Verpflichtung zur 
Festlegung des Emissionspreises der neuen Aktien nahe 
am Börsenkurs wird in Übereinstimmung mit dem Rege-
lungszweck von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG dem Bedürfnis 
der Aktionäre nach einem Schutz vor einer Wertverwäs-
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serung der alten Aktien entsprochen und der Einflussver-
lust für die Aktionäre begrenzt. Aktionäre, die ihre Betei-
ligungsquote im Fall einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts aufrechterhalten möchten, haben die 
Möglichkeit, die erforderliche Anzahl von Aktien über die 
Börse zu erwerben.

		  Die Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlus-
ses gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist beschränkt auf einen 
Betrag, der 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die 
vorstehende Höchstgrenze werden diejenigen Aktien 
angerechnet, die die Gesellschaft während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
aufgrund einer Ermächtigung zur Verwendung eigener 
Aktien gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert hat. Angerechnet werden ferner diejenigen Aktien, 
die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auszugeben 
sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden.

		  Der Vorstand wird im Übrigen – vorbehaltlich einer erneu-
ten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss durch eine 
nachfolgende Hauptversammlung – von der Ermächtigung 
zur Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre aus dem Genehmigten Kapital III in dem 
Umfang des anteiligen Grundkapitals keinen Gebrauch 
machen, das auf Aktien entfällt, die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre aufgrund anderer dem Vorstand 
erteilter Ermächtigungen ausgegeben oder veräußert 
werden. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass die Gesamt-
obergrenze für die Ausgabe und/oder Veräußerung von 
Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
in Höhe von 10 % des aktuellen Grundkapitals in keinem 
Fall überschritten wird. Diese Anrechnung soll entfallen 
und das ursprüngliche Ermächtigungsvolumen wieder zur 
Verfügung stehen, sobald eine nachfolgende Hauptver-
sammlung den Vorstand neuerlich ermächtigt, unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Aktien auszu-
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geben oder zu veräußern oder Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien 
der Gesellschaft auszugeben. Damit soll dem Bedürfnis der 
Aktionäre im Hinblick auf einen Verwässerungsschutz 
ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen werden.

		  Durch die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses nach 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wird die Verwaltung in die Lage 
versetzt, kurzfristig günstige Börsensituationen wahrzu-
nehmen. Zusätzlich können durch Vermeidung des sonst 
erforderlichen Bezugsrechtsabschlags die Eigenmittel in 
einem größeren Umfang gestärkt werden als bei einer 
Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung soll es der Gesellschaft insbesondere ermög-
lichen, kurzfristig Aktien der Gesellschaft auszugeben. Sie 
dient damit der Sicherung einer dauerhaften und angemes-
senen Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft.

		  Bei Abwägung all dieser Umstände ist die Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss in den beschriebenen Grenzen 
geeignet, erforderlich, angemessen und im Interesse der 
Gesellschaft geboten.

Es bestehen derzeit keine konkreten Pläne, von den vorgeschla-
genen Ermächtigungen Gebrauch zu machen. Der Vorstand 
wird von der Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur Gebrauch 
machen, wenn dies im wohlverstandenen Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand wird in der 
jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals II und des Genehmigten Kapitals III 
berichten.
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2.	 Bericht des Vorstands nach §  221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 8

Der Vorstand erstattet zu Punkt 8 der Tagesordnung gemäß 
§ 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schrift-
lichen Bericht über die Gründe für die vorgeschlagene Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Wandel- oder Optionsanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer 
Kombination dieser Instrumente unter Ausschluss des Bezugs-
rechts wie folgt: 

Auf der Grundlage des Beschlusses der Hauptversammlung 
vom 21. April 2010 zu Tagesordnungspunkt 8 ist der Vorstand 
derzeit ermächtigt, bis zum 20. April 2015 Options- und/oder 
Wandelanleihen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 750.000.000,00 auszugeben und den Inhabern oder 
Gläubigern von Optionsanleihen Optionsrechte oder -pflichten 
bzw. den Inhabern oder Gläubigern von Wandelanleihen 
Wandlungsrechte oder -pflichten auf auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 48.659.656,71 zu 
gewähren oder aufzuerlegen. Zur Bedienung solcher Schuld-
verschreibungen besteht ein entsprechendes bedingtes Kapital 
(§ 4 Abs. 5 der Satzung). Da die bestehende Ermächtigung in 
Kürze ausläuft, soll sie erneuert werden.

Tagesordnungspunkt 8 der diesjährigen Hauptversammlung 
sieht daher erneut eine Ermächtigung vor, die es dem Vorstand 
ermöglicht, bis zum 15. April 2020 einmalig oder mehrmals 
auf den Inhaber lautende Wandel- oder Optionsanleihen, 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine 
Kombination dieser Instrumente (zusammen „Schuld
verschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 750.000.000,00 auszugeben und den Inhabern solcher 
Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
-pflichten für auf den Inhaber lautende Aktien der Gesellschaft 
mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt 
bis zu EUR 51.903.633,82 nach näherer Maßgabe der Anleihe-
bedingungen zu gewähren bzw. aufzuerlegen.

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche 
Grundlage für die Entwicklung unseres Unternehmens. Ein 
Instrument der Finanzierung sind dabei insbesondere Opti-
ons- oder Wandelanleihen, durch die dem Unternehmen 
zunächst zinsgünstiges Fremdkapital zufließt, das ihm 
später in Form von Eigenkapital unter Umständen erhalten 
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bleibt. Die vorgeschlagene Ermächtigung wird daher dem 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats, insbesondere 
bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbedingungen, den Weg 
zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexiblen 
und zeitnahen Finanzierung eröffnen. Die erzielten Wandel- 
und Optionsprämien kommen der Gesellschaft zugute. Die 
ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von 
Wandel- und Optionsrechten auch Wandlungs- oder Options-
pflichten zu begründen, erweitert den Spielraum für die 
Ausgestaltung dieses Finanzierungsinstruments.

a)	 Bezugsrecht der Aktionäre und Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts

		  Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugs-
recht auf Schuldverschreibungen zu, die mit Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. -pflichten verbunden sind 
(§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). Um die Abwicklung 
zu erleichtern, können die Schuldverschreibungen auch an 
ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von Kreditinstitu-
ten mit der Verpflichtung ausgegeben werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht 
im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG). 

	aa)	Wie allgemein üblich soll der Vorstand allerdings ermäch-
tigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge 
vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Dies ermög-
licht die Ausnutzung der Ermächtigung durch runde Beträge 
und erleichtert damit die Abwicklung der Emission.

	bb)	Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden 
können, soweit es erforderlich ist, um auch den Gläubigern 
von zuvor begebenen Schuldverschreibungen ein Bezugs-
recht auf die Schuldverschreibungen geben zu können, 
wenn die Bedingungen der Schuldverschreibungen dies 
vorsehen. Die Bedingungen solcher Schuldverschreibungen 
sehen in der Regel einen Verwässerungsschutz vor. Werden 
nach Begebung der Schuldverschreibungen weitere Schuld-
verschreibungen mit Bezugsrecht zu für die Aktionäre 
günstigen Konditionen ausgegeben, wird – bei ansonsten 
gleichbleibenden Konditionen – der Wert des Options- bzw. 
Wandlungsrechts der Gläubiger von Schuldverschreibun-
gen verringert. Zum Schutz der Gläubiger der Schuldver-
schreibungen wird diesen bei nachfolgenden Emissionen 
von Aktien oder Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht 
der Aktionäre in der Regel entweder eine Ermäßigung des 

Berichte des Vorstands



36

Options- bzw. Wandlungspreises oder ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien oder Schuldverschreibungen eingeräumt, wie 
es auch den Aktionären zusteht. Die Gläubiger der Schuld-
verschreibungen werden damit im letzteren Fall so gestellt, 
als ob sie ihr Options- oder Wandlungsrecht bereits aus-
geübt hätten bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht 
erfüllt wäre. Damit die Gesellschaft in der Lage ist, den 
Gläubigern der Schuldverschreibungen ein solches Bezugs-
recht einzuräumen, ist ein Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre erforderlich. Die Möglichkeit, anstelle einer 
Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises den 
Gläubigern Schuldverschreibungen zu gewähren, kann für 
die Gesellschaft wirtschaftlich günstiger sein. Durch die 
Gewährung von Schuldverschreibungen statt einer Reduk-
tion des Options- bzw. Wandlungspreises kann die Gesell-
schaft einen höheren Ausgabekurs für die bei der Wandlung 
oder Optionsausübung auszugebenden Aktien erzielen. 

	cc)	Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
wenn die Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten zu 
einem Kurs erfolgt, der den Marktwert dieser Schuldver-
schreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch 
erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, Marktchancen 
schnell und flexibel zu nutzen und durch eine marktnahe 
Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen bei der 
Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis der Schuldver-
schreibung zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfest-
setzung und reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung 
des Bezugsrechts nicht in gleichem Maße möglich.

		 Für diesen Fall eines Ausschlusses des Bezugsrechts gilt 
gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Auf diese Weise wird 
sichergestellt, dass eine nennenswerte wirtschaftliche 
Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob ein 
solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien 
Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. -pflichten eintritt, kann ermittelt 
werden, indem der hypothetische Börsenpreis der Schuld-
verschreibungen nach anerkannten, insbesondere finanz-
mathematischen Methoden errechnet und mit dem Aus-
gabepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer 
Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem 
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hypothetischen Börsenpreis zum Zeitpunkt der Begebung 
der Schuldverschreibung, ist nach dem Sinn und Zweck 
der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechts-
ausschluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags 
zulässig, denn der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts 
sinkt auf beinahe Null, so dass den Aktionären durch den 
Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaft-
licher Nachteil entstehen kann. Der Beschluss sieht deshalb 
vor, dass der Vorstand vor Ausgabe von Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflich-
ten nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung 
gelangen muss, dass der vorgesehene Ausgabepreis zu 
keiner nennenswerten Verwässerung des Wertes der Aktien 
führt. Unabhängig von dieser Prüfung durch den Vorstand 
ist eine marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit 
die Vermeidung einer nennenswerten Wertverwässerung 
im Falle der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens 
gewährleistet. Bei diesem Verfahren werden die Schuld-
verschreibungen zwar zu einem festen Ausgabepreis 
angeboten; jedoch werden einzelne Bedingungen der 
Schuldverschreibungen (z.B. Zinssatz und ggf. Laufzeit) 
auf der Grundlage der von Investoren abgegebenen Kauf-
anträge festgelegt und so der Gesamtwert der Schuldver-
schreibung marktnah bestimmt. All dies stellt sicher, dass 
eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien 
durch den Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt. Außerdem 
haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am 
Grundkapital der Gesellschaft auch nach Ausübung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten oder dem Eintritt der 
Wandlungs- oder Optionspflicht jederzeit durch Zukäufe 
von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten. Demgegen-
über ermöglicht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss der Gesellschaft eine marktnahe Konditionenfest-
setzung, die größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der 
Platzierbarkeit bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung 
günstiger Marktsituationen.

		 Die nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehene 
Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von 10 % des Grund-
kapitals ist nach dem Beschlussinhalt einzuhalten. Durch 
eine entsprechende Vorgabe im Ermächtigungsbeschluss 
ist ebenfalls sichergestellt, dass auch im Falle einer Kapital-
herabsetzung die 10 %-Grenze nicht überschritten wird, 
da die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss aus-
drücklich 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, 
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und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. 
Auf die vorgenannte 10 %-Grenze werden neue Aktien 
angerechnet, die aus einem genehmigten Kapital unter 
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur bezugs-
rechtsfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten in ent-
sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden. Weiter werden eigene Aktien ange-
rechnet, die von der Gesellschaft in entsprechender Anwen-
dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
bis zur bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflich-
ten veräußert werden.

		 Der Vorstand wird im Übrigen – vorbehaltlich einer erneu-
ten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss durch eine 
nachfolgende Hauptversammlung – von der Ermächtigung 
zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. -pflichten unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre auf der Grundlage des Ermäch-
tigungsbeschlusses in einer Höhe des anteiligen Grund-
kapitals, auf den sich die Schuldverschreibungen beziehen, 
keinen Gebrauch machen, das auf Aktien entfällt, die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre aufgrund 
anderer dem Vorstand erteilter Ermächtigungen ausgege-
ben oder veräußert werden. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, dass die Gesamtobergrenze für die Ausgabe und/
oder Veräußerung von Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre in Höhe von 10 % des aktuellen 
Grundkapitals in keinem Fall überschritten wird. Diese 
Anrechnung soll entfallen und das ursprüngliche Ermäch-
tigungsvolumen wieder zur Verfügung stehen, sobald eine 
nachfolgende Hauptversammlung den Vorstand neuerlich 
ermächtigt, unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre Aktien auszugeben oder zu veräußern oder Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. -pflichten auf Aktien der Gesellschaft auszugeben.

Berichte des Vorstands



39

	dd)	Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen 
Sachleistung erfolgen, sofern dies im Interesse der Gesell-
schaft liegt. In diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-
näre auszuschließen, sofern der Wert der Sachleistung in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem nach anerkannten 
finanzmathematischen Grundsätzen zu ermittelnden 
theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen steht. 
Dies eröffnet die Möglichkeit, Schuldverschreibungen in 
geeigneten Einzelfällen auch als Akquisitionswährung 
einsetzen zu können, beispielsweise im Zusammenhang 
mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbetei-
ligungen oder sonstigen Wirtschaftsgütern. So kann sich 
in Verhandlungen durchaus die Notwendigkeit ergeben, 
die Gegenleistung nicht in Geld, sondern in anderer Form 
bereitzustellen. Die Möglichkeit, Schuldverschreibungen 
als Gegenleistung anbieten zu können, schafft damit einen 
Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte 
sowie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegen-
heiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-
teilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen liquiditätsschonend ausnutzen 
zu können. Dies kann auch unter dem Gesichtspunkt einer 
optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Der Vorstand 
wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Begebung von Schuldverschreibungen 
mit Wandel- oder Optionsrechten gegen Sachleistung mit 
Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Er wird 
dies nur dann tun, wenn dies im Interesse der Gesellschaft 
und damit ihrer Aktionäre liegt.

	ee)	Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 
ohne Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus-
gegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-
näre insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte 
oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich 
ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der 
Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidations-
erlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf 
Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanz-
gewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist 
erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag 
der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den 
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zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen 
entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts 
keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte bzw. 
Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte 
begründen und auch keinen Anteil am Liquidationserlös 
oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren.

b)	 Lieferung der GEA Group-Aktien

		  Das vorgesehene Bedingte Kapital 2015 (§ 4 Abs. 6 der 
Satzung) dient dazu, die mit den Schuldverschreibungen 
verbundenen Wandlungs- oder Optionsrechte zu bedienen 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten auf Aktien der 
Gesellschaft zu erfüllen, soweit die Schuldverschreibungen 
gegen bar ausgegeben wurden. Die Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. -pflichten könnten stattdessen auch 
durch andere Leistungen bedient werden, beispielsweise 
durch die Lieferung von eigenen Aktien oder von Aktien 
aus genehmigtem Kapital.

		  Wandlungs- oder Optionsrechte aus Schuldverschreibun-
gen, die gegen Sachleistung ausgegeben wurden, können 
demgegenüber nicht aus dem bedingten Kapital bedient 
werden. Hierzu bedarf es entweder eines Rückgriffs auf 
eigene Aktien oder einer Sachkapitalerhöhung. Für eine 
Sachkapitalerhöhung steht das unter Tagesordnungspunkt 6 
zur Beschlussfassung anstehende Genehmigte Kapital II 
zur Verfügung. Als Sacheinlage ist die Forderung aus der 
Schuldverschreibung einzubringen, wobei sich die Wert-
haltigkeitsprüfung darauf zu erstrecken hat, dass die For-
derung werthaltig ist und die zu ihrer Begründung hin-
gegebene Sachleistung dem Ausgabepreis entsprach.

Es bestehen derzeit keine konkreten Pläne, von der vorgeschla-
genen Ermächtigung Gebrauch zu machen. Der Vorstand wird 
von der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibun-
gen nur Gebrauch machen, wenn dies im wohlverstandenen 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand 
wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über die 
Ausnutzung der Ermächtigung berichten.
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3.	 Bericht des Vorstands nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 9

Der Vorstand erstattet zu Punkt 9 der Tagesordnung gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen 
Bericht über die Gründe für die vorgeschlagene Ermächtigung 
zum Erwerb und der Verwendung eigener Aktien wie folgt: 

Die Gesellschaft soll gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt 
werden, eigene Aktien bis zu einer Höhe von 10 % des Grund-
kapitals zu erwerben. Die bestehende Ermächtigung läuft 
am 20. April 2015 aus. Mit der vorgeschlagenen neuen 
Ermächtigung wird die Gesellschaft für den Zeitraum bis 
zum 15. April 2020 in die Lage versetzt, das Instrument des 
Erwerbs eigener Aktien zu nutzen, um die mit dem Erwerb 
von eigenen Aktien verbundenen Vorteile im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu realisieren. Dabei soll 
die Ermächtigung für die gesetzlich zugelassene Höchstdauer 
von fünf Jahren erteilt werden.

Diese Ermächtigung besteht in den gesetzlichen Grenzen des 
§ 71 Abs. 2 AktG. Danach dürfen auf die von der Gesellschaft 
zu Zwecken nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 7 und 8 AktG erworbe-
nen Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, 
die die Gesellschaft erworben hat und noch besitzt oder die ihr 
gemäß §§ 71d, 71e AktG zuzurechnen sind, nicht mehr als 10 % 
des Grundkapitals entfallen.

Die Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien können ganz oder in Teilen, einmalig oder mehrmalig, 
einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Sie dürfen auch 
durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehende Unternehmen oder für ihre oder deren Rechnung 
durch Dritte ausgenutzt werden. Der Erwerb und die Ver-
wendung eigener Aktien dürfen jeweils in Verfolgung eines 
oder mehrerer der vorgenannten Zwecke erfolgen.

Nachfolgend werden der Erwerb eigener Aktien über ein 
öffentliches Kaufangebot und die Ermächtigungen zur Ver-
wendung eigener Aktien näher erläutert. 

a)	 Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot

		  Neben dem Erwerb über die Börse soll es der Gesellschaft 
auch möglich sein, eigene Aktien durch ein öffentliches, an 
alle Aktionäre gerichtetes Kaufangebot zu erwerben. Dadurch 
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wird der Gesellschaft größere Flexibilität eingeräumt. Solche 
Kaufangebote können dabei rechtstechnisch auch mittels 
einer Aufforderung zur Abgabe von Angeboten erfolgen.

		  Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots, 
ist im Ausgangspunkt – ebenso wie beim Erwerb der Aktien 
über die Börse – der Gleichbehandlungsgrundsatz des 
§ 53a AktG zu beachten. Übersteigt die zum festgesetzten 
Angebotspreis angebotene Anzahl die von der Gesellschaft 
nachgefragte Anzahl an Aktien, soll es nach der vorgeschla-
genen Ermächtigung aber möglich sein, dass der Erwerb 
nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungs-
quoten) erfolgt. Nur wenn im Grundsatz ein Erwerb nach 
Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgt, 
lässt sich das Erwerbsverfahren in einem wirtschaftlich 
vernünftigen Rahmen technisch abwickeln. Darüber hinaus 
soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleinerer 
Stückzahlen bis zu maximal 100 Stück je Aktionär vorzu-
sehen. Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine, in 
der Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit 
möglicherweise einhergehende faktische Benachteiligung 
von Kleinaktionären zu vermeiden. Sie dient zum anderen 
auch der Vereinfachung der technischen Abwicklung des 
Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen eine 
Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung 
rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden 
können. Dies dient ebenfalls der Vereinfachung der techni-
schen Abwicklung. Der Vorstand hält in Übereinstimmung 
mit dem Aufsichtsrat einen hierin liegenden Ausschluss 
eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der 
Aktionäre für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den 
Aktionären für angemessen.

b)	 Verwendung eigener Aktien

		  Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien 
können über die Börse oder durch ein öffentliches Ange-
bot an alle Aktionäre wieder veräußert werden. Auf diese 
Weise wird bei der Wiederveräußerung der Aktien dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt.

	aa)	Soweit die Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre 
veräußert werden, soll der Vorstand ermächtigt werden, das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien für Spitzen-
beträge auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch 
durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie 
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Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf über die 
Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund 
der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

	bb)	Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Veräußerung 
der erworbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise als 
über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre 
vornehmen kann, wenn die erworbenen eigenen Aktien 
zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von 
Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt 
der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Der 
Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis 
nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Hierdurch 
werden die Vermögensinteressen der Aktionäre angemes-
sen gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die 
Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von GEA 
Group-Aktien über die Börse aufrecht zu halten.

		 Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt 
höchstens 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder 
– falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals der Gesellschaft. Auf diese Begrenzung 
sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben oder ver-
äußert wurden. Angerechnet werden ferner diejenigen 
Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
auszugeben sind, die von der GEA Group Aktiengesellschaft 
oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegeben 
werden, sofern solche Schuldverschreibungen während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

		 Der Vorstand wird darüber hinaus – vorbehaltlich einer 
erneuten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss durch 
eine nachfolgende Hauptversammlung – von der Ermäch-
tigung zur Veräußerung eigener Aktien unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre in Höhe des anteiligen 
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Grundkapitals keinen Gebrauch machen, welches auf Aktien 
entfällt, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
aufgrund anderer dem Vorstand erteilter Ermächtigungen 
ausgegeben oder veräußert werden. Auf diese Weise wird 
sichergestellt, dass die Gesamtobergrenze für die Ausgabe 
und/oder Veräußerung von Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre in Höhe von 10 % des aktu-
ellen Grundkapitals in keinem Fall überschritten wird. 
Diese Anrechnung soll also entfallen und das ursprüng-
liche Ermächtigungsvolumen wieder zur Verfügung 
stehen, sobald eine nachfolgende Hauptversammlung 
den Vorstand neuerlich ermächtigt, unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre Aktien auszugeben oder zu 
veräußern oder Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien der 
Gesellschaft auszugeben.

		 Die Ermächtigung liegt im Interesse der Gesellschaft und 
der Aktionäre, da sie der GEA Group Aktiengesellschaft zu 
größerer Flexibilität verhilft. Sie ermöglicht insbesondere 
die gezielte Ausgabe von Aktien an Kooperationspartner, 
wodurch zusätzliche in- und ausländische Aktionäre 
gewonnen werden können. 

	cc)	Der Erwerb eigener Aktien soll der Gesellschaft auf der 
Grundlage des vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses 
ferner ermöglichen, auch weiterhin flexibel und kosten-
günstig bei dem Erwerb von Unternehmen agieren zu 
können, um beispielsweise in bestimmten Fällen eigene 
Aktien als Gegenleistung bei Unternehmenszusammen-
schlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sons-
tigen Vermögensgegenständen zu verwenden. Der inter-
nationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft 
verlangen zunehmend diese Form der Gegenleistung. Bei 
ihrer Ausnutzung wird der Vorstand sicherstellen, dass die 
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. In 
der Regel wird er sich bei der Bewertung der als Gegenleistung 
zu übertragenden Aktien der Gesellschaft am Börsenkurs 
orientieren. Eine schematische Anknüpfung an den Börsen-
kurs ist aber nicht vorgesehen, insbesondere um einmal 
erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen 
des Börsenkurses in Frage zu stellen. Bei der Entscheidung, 
auf welche Art und Weise die für eine solche Transaktion 
benötigten Aktien beschafft werden, wird sich der Vorstand 
allein von dem Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
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leiten lassen. Der Vorstand trifft die Entscheidung mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats.  

	dd)	In der Zukunft kann es sinnvoll sein, dass die Gesellschaft 
oder eine ihrer Konzerngesellschaften Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflich-
ten ausgeben. Dazu kann es sinnvoll sein, die sich daraus 
ergebenden Rechte auf den Bezug von Aktien nicht durch 
eine Kapitalerhöhung, sondern ganz oder teilweise durch 
eigene Aktien zu bedienen. Deshalb wird eine entsprechende 
Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts vorgesehen. Durch Verwendung eigener Aktien wird 
die Verwässerung der Anteile der Aktionäre ausgeschlossen. 
Bei der Entscheidung darüber, ob eigene Aktien geliefert 
werden oder das bedingte Kapital ausgenutzt wird, wird 
der Vorstand die Interessen der Gesellschaft und der Aktio-
näre sorgfältig abwägen. Soweit eigene Aktien im Wege 
des Angebots an alle Aktionäre veräußert werden, soll die 
Möglichkeit bestehen, den Inhabern von Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflich-
ten Aktien der Gesellschaft in dem Umfang einzuräumen, 
in welchem sie nach Ausübung des Wandlungs- oder 
Optionsrechts bzw. Erfüllung einer Wandlungs- oder 
Optionspflicht solche Bezugsrechte hätten. Der darin liegende 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre hat den Vorteil, 
dass der Wandlungs- oder Optionspreis für die bereits 
ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. zu 
erfüllenden -pflichten nicht gemäß den Anleihebedingun-
gen zum Zweck des Verwässerungsschutzes ermäßigt 
werden muss, so dass der Gesellschaft in diesem Fall ins-
gesamt mehr Mittel zufließen.

	ee)	Des Weiteren ist vorgesehen, dass eigene Aktien zur Durch-
führung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) 
verwendet werden können. Der Vorstand soll in diesem 
Zusammenhang ermächtigt sein, das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, um eine Aktiendividende zu 
optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei der 
Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien wird 
den Aktionären angeboten, ihren mit dem Gewinnver-
wendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen 
Anspruch auf Auszahlung der Dividende an die Gesellschaft 
abzutreten, um im Gegenzug eigene Aktien zu beziehen.

		 Die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung 
eigener Aktien kann als an alle Aktionäre gerichtetes 
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Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts und unter 
Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) 
erfolgen. Dabei werden den Aktionären nur jeweils ganze 
Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des 
Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine ganze 
Aktie nicht erreicht (bzw. diesen übersteigt), sind die 
Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und 
können insoweit keine Aktien erhalten; ein Angebot von 
Teilrechten ist ebenso wenig vorgesehen wie die Einrichtung 
eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. 
Weil die Aktionäre anstelle des Bezugs eigener Aktien 
insoweit anteilig eine Bardividende erhalten, erscheint dies 
als gerechtfertigt und angemessen.

		  Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation vor-
zugswürdig sein, die Durchführung einer Aktiendividende 
unter Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, dass 
der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenbe-
rechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen Gleichbe-
handlungsgrundsatzes (§ 53a AktG), eigene Aktien zum 
Bezug gegen Abtretung ihres Dividendenanspruchs anbie-
tet, jedoch formal das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt 
ausschließt. Die Durchführung der Aktiendividende unter 
formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die 
Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren Bedin-
gungen. Angesichts des Umstandes, dass allen Aktionären 
die eigenen Aktien angeboten werden und überschießende 
Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der Bardividende 
abgegolten werden, erscheint auch insoweit der Bezugs-
rechtsausschluss als gerechtfertigt und angemessen.

	ff)	Der Vorstand soll durch die Hauptversammlung schließlich 
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
gemäß dieser oder früher erteilten Ermächtigungen erwor-
benen eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungs-
beschluss einzuziehen. Die vorgeschlagene Ermächtigung 
sieht dabei entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG vor, dass 
der Vorstand die Aktien auch ohne Kapitalherabsetzung 
einziehen kann. Durch Einziehung der Aktien ohne Kapi-
talherabsetzung erhöht sich der anteilige Betrag der übrigen 
Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand 
wird insoweit ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der 
Angabe der sich verändernden Anzahl der Stückaktien 
anzupassen.
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Es bestehen derzeit keine konkreten Pläne, von der vorgeschla-
genen Ermächtigung Gebrauch zu machen. Der Vorstand wird 
von der Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
erworbener eigener Aktien nur Gebrauch machen, wenn dies 
im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre liegt. Der Vorstand wird in der jeweils nächsten 
Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung 
berichten.

III.	Weitere Angaben zur Einberufung

1.	 Unterlagen und Veröffentlichung auf der Internetseite

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die in den Tages-
ordnungspunkten 1 und 6 bis 9 genannten Unterlagen sowie 
weitere Informationen im Zusammenhang mit der Hauptver-
sammlung gemäß § 124a AktG sind ab Einberufung der Haupt-
versammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter 
http://www.gea.com/de/investoren/hauptversammlung-2015.html 
zugänglich. Diese Unterlagen werden auch in der Hauptver-
sammlung zugänglich sein.

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversamm-
lung unter der gleichen Internetadresse bekannt gegeben.

2.	 Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft ist am Tag der Einberufung 
der Hauptversammlung eingeteilt in 192.495.476 Stückaktien. 
Jede Stückaktie gewährt eine Stimme; die Gesamtzahl der 
Stimmrechte beträgt also 192.495.476. Die Gesellschaft hält 
zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung keine 
eigenen Aktien.

3.	 Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung 
des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich 
vor der Hauptversammlung angemeldet haben. Die Anmeldung 
bedarf der Textform und muss in deutscher oder englischer 
Sprache erfolgen. Außerdem müssen die Aktionäre ihre Berech-
tigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung nachweisen. 
Dazu ist ein in Textform erstellter Nachweis ihres Anteilsbesit-
zes durch das depotführende Kredit- oder Finanzdienstleistungs-
institut ausreichend. Der Nachweis muss in deutscher oder 

Berichte des Vorstands / Weitere Angaben zur Einberufung



48

englischer Sprache erfolgen und sich auf den Beginn des 21. Tags 
vor der Hauptversammlung, d.h. auf den 26. März 2015, 0:00 Uhr 
(MEZ), beziehen (sog. Nachweisstichtag). 

Anmeldung und Berechtigungsnachweis müssen der Gesellschaft 
mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, 
wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs 
nicht mitzurechnen sind. Anmeldung und Berechtigungs-
nachweis müssen der Gesellschaft daher spätestens bis zum 
9. April 2015, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse 
zugehen:

GEA Group Aktiengesellschaft
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Fax: + 49 (0)89 30903 74675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der 
Versammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktio-
när nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. 
Die Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimm-
rechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteils-
besitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nach-
weisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des 
Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder 
teilweisen Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem Nach-
weisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang des Stimm-
rechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs zum 
Nachweisstichtag maßgeblich, d.h. Veräußerungen von Aktien 
nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf 
die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des 
Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe 
von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum 
Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach 
Aktionär werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt, 
soweit sie sich insoweit nicht bevollmächtigen oder zur Rechts-
ausübung ermächtigen lassen. 

Nach Zugang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteils-
besitzes werden den teilnahmeberechtigten Aktionären Ein-
trittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Wir bitten 
die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und die Über-
sendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die GEA Group 
Aktiengesellschaft unter vorgenannter Adresse Sorge zu tragen, 
um die Organisation der Hauptversammlung zu erleichtern.

Weitere Angaben zur Einberufung
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4.	 Stimmrechtsvertretung

Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmächtigte, beispielsweise 
ein Kreditinstitut, eine Vereinigung von Aktionären, von der 
Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter oder einen sons-
tigen Dritten, ausgeübt werden. Bevollmächtigt der Aktionär 
mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder meh-
rere von diesen zurückweisen. Auch im Fall einer Bevoll-
mächtigung müssen die Anmeldung des Aktionärs und der 
Nachweis des Anteilsbesitzes des Aktionärs fristgerecht nach 
den vorstehenden Bestimmungen erfolgen.

Die Erteilung und der Widerruf der Vollmacht können sowohl 
durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft als auch durch 
Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden erfolgen. 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis 
der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen 
der Textform, wenn weder ein Kreditinstitut noch eine gemäß 
§ 135 Abs. 8 und 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG 
gleichgestellte Person bevollmächtigt wird. 

a)	 Bevollmächtigung eines Dritten

		  Aktionäre können für die Vollmachtserteilung den Voll-
machtsabschnitt auf dem Eintrittskartenformular benutzen, 
das sie nach der Anmeldung erhalten. Die Verwendung 
des Vollmachtsabschnitts ist nicht zwingend. Möglich ist 
auch, dass die Aktionäre eine gesonderte Vollmacht in 
Textform ausstellen. Für die Erteilung und den Widerruf 
der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft 
sowie die Übermittlung des Nachweises einer gegenüber 
dem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht bzw. deren 
Widerruf bietet die Gesellschaft an, dass die Aktionäre die 
Vollmacht, deren Widerruf oder den Nachweis der Bevoll-
mächtigung per E-Mail elektronisch an die Gesellschaft 
(GEA-HV2015@computershare.de) übermitteln. Die Vollmacht 
kann darüber hinaus unter Verwendung der Daten auf der 
Eintrittskarte auch über das elektronische Vollmachts- und 
Weisungssystem, welches ab dem Tag der Einberufung 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.
gea.com/de/investoren/hauptversammlung-2015.html zur 
Verfügung steht, erteilt oder widerrufen werden. 
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		  Bei der Bevollmächtigung von Kreditinstituten, nach §§ 135 
Abs. 10, 125 Abs. 5 AktG den Kreditinstituten gleichgestell-
ten Instituten oder Unternehmen, Aktionärsvereinigungen 
oder Personen, für die nach § 135 Abs. 8 AktG die Regelun-
gen des § 135 Abs. 1 bis 7 AktG sinngemäß gelten, können 
abweichende Regelungen gelten, die bei dem jeweils zu 
Bevollmächtigenden zu erfragen sind. Nach dem Gesetz 
muss die Vollmacht in diesen Fällen einem bestimmten 
Bevollmächtigten erteilt und von dem Bevollmächtigten 
nachprüfbar festgehalten werden. Die Vollmachtserklärung 
muss zudem vollständig sein und darf nur mit der Stimm-
rechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. 

		  Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann auch 
dadurch geführt werden, dass die Vollmacht am Tag der 
Hauptversammlung an der Einlasskontrolle vorgewiesen 
wird. Erfolgt die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung 
gegenüber der Gesellschaft, erübrigt sich ein gesonderter 
Nachweis.

b)	 Bevollmächtigung von Stimmrechtsvertretern der
		  Gesellschaft

		  Wir bieten unseren Aktionären auch in diesem Jahr an, 
sich in der Hauptversammlung durch von der Gesellschaft 
benannte Stimmrechtsvertreter vertreten zu lassen. Den 
Stimmrechtsvertretern müssen dazu Vollmacht sowie 
ausdrückliche und eindeutige Weisungen für die Ausübung 
des Stimmrechts zu jedem relevanten Tagesordnungspunkt 
erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, 
weisungsgemäß abzustimmen. Soweit eine ausdrückliche 
und eindeutige Weisung fehlt, werden sich die Stimm-
rechtsvertreter für den jeweiligen Abstimmungsgegenstand 
der Stimme enthalten.

		  Vollmacht und Stimmrechtsweisungen an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können unter 
Verwendung des hierfür auf der Eintrittskarte vorgesehe-
nen Vollmachts- und Weisungsformulars erteilt werden. 
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Vollmachten (mit Weisungen) für die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter sind bis spätestens zum 
15. April 2015, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich), 
an folgende Anschrift zu übersenden:

GEA Group Aktiengesellschaft
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Fax: +49 (0)89 30903 74675
E-Mail: GEA-HV2015@computershare.de

		  Vollmacht und Stimmrechtsweisungen an die Stimmrechts-
vertreter können unter Verwendung der Daten auf der 
Eintrittskarte auch über das elektronische Vollmachts- und 
Weisungssystem, welches ab dem Tag der Einberufung auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.gea.com/
de/investoren/hauptversammlung-2015.html zur Verfügung 
steht, erteilt oder widerrufen werden. Vollmachten (mit 
Weisungen) für die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter über das elektronische Vollmachts- und 
Weisungssystem müssen bis spätestens 15. April 2015, 
18:00 Uhr (MESZ), eingegangen sein, andernfalls können 
sie nicht berücksichtigt werden.

		  Aktionäre, die persönlich an der Hauptversammlung teil-
nehmen, können sich ferner bei den Abstimmungen durch 
die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
vertreten lassen, indem sie diesen an der Ausgangskontrolle 
in Textform ihre Vollmacht und Weisungen erteilen. Diese 
Möglichkeit steht den Aktionären unabhängig davon offen, 
ob sie anschließend die Hauptversammlung verlassen oder 
weiter an ihr teilnehmen wollen.

Weitere Angaben zur Einberufung



52

5.	 Angabe der Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 
126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG

a)	 Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG

		  Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals 
oder einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 
EUR 500.000 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände 
auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 
Ein solches Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der 
Gesellschaft zu richten. Bitte richten Sie entsprechende 
Verlangen an folgende Adresse: 

GEA Group Aktiengesellschaft 
z. Hd. des Vorstands
Peter-Müller-Straße 12
40468 Düsseldorf

		  Das Verlangen muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage 
vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag des Zugangs 
und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzu-
rechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist somit der 
16. März 2015, 24:00 Uhr (MEZ). Später zugegangene 
Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt.

		  Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 
Beschlussvorlage beiliegen. Die Antragsteller haben nach-
zuweisen, dass sie seit mindestens drei Monaten vor dem 
Tag der Hauptversammlung hinsichtlich des Mindestaktien-
besitzes Inhaber der Aktien sind (vgl. § 142 Abs. 2 Satz 2 
i.V.m. § 122 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 AktG). Bei der Berech-
nung der Aktienbesitzzeit ist § 70 AktG zu berücksichtigen, 
wonach ggf. auch bestimmte andere Zeiten als Aktienbesitz-
zeit zu werten sind. Für den Nachweis reicht eine entsprechende 
Bestätigung des depotführenden Instituts aus.

		  Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung 
werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung 
bekanntgemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und 
solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen 
davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information 
in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden 
außerdem über die Internetadresse http://www.gea.com/
de/investoren/hauptversammlung-2015.html zugänglich 
gemacht und den Aktionären mitgeteilt.
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b)	 Anträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

		  Aktionäre können Anträge zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten stellen (vgl. § 126 AktG). Dies gilt auch für Vorschläge 
zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschluss-
prüfern (vgl. § 127 AktG).

		  Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG sind Anträge von 
Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Ver-
waltung den in § 125 Abs. 1 bis 3 AktG genannten Berech-
tigten (dies sind u. a. Aktionäre, die es verlangen) unter den 
dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn 
der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an 
die unten stehende Adresse übersandt hat. Der Tag des 
Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind nicht 
mitzurechnen. Sofern die Gegenanträge von der Gesellschaft 
zugänglich gemacht werden sollen, ist letztmöglicher 
Zugangstermin somit der 1. April 2015, 24:00 Uhr (MESZ). 

		  Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG brauchen 
nicht begründet zu werden. Wahlvorschläge werden nur 
zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten 
Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person und, 
im Fall einer Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern, Angaben 
zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten enthalten (vgl. § 127 Satz 3 i.V.m. § 124 Abs. 
3 und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Nach § 127 Satz 1 AktG 
i.V.m. § 126 Abs. 2 AktG gibt es weitere Gründe, bei deren 
Vorliegen Wahlvorschläge nicht zugänglich gemacht 
werden müssen. Im Übrigen gelten die Voraussetzungen 
und Regelungen für das Zugänglichmachen von Anträgen 
entsprechend. 

		  Etwaige Anträge (nebst Begründung) oder Wahlvorschläge 
von Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 und § 127 AktG sind 
ausschließlich zu richten an: 

GEA Group Aktiengesellschaft
Rechtsabteilung
Peter-Müller-Straße 12
40468 Düsseldorf
Fax: +49 (0)211 9136 3 2015
E-Mail: HV2015@gea.com
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		  Anderweitig adressierte oder nicht fristgerecht eingegangene 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge müssen unberück-
sichtigt bleiben.

		  Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge 
von Aktionären (einschließlich des Namens des Aktionärs 
und – im Fall von Anträgen – der Begründung) sowie 
etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden nach 
ihrem Eingang unverzüglich auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter http://www.gea.com/de/investoren/
hauptversammlung-2015.html zugänglich gemacht. 

		  Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptver-
sammlung Gegenanträge zu den verschiedenen Tages-
ordnungspunkten und Wahlvorschläge zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern auch ohne 
vorherige und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft 
zu stellen, bleibt unberührt. Wir weisen darauf hin, dass 
Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft 
vorab fristgerecht übermittelt worden sind, in der Haupt-
versammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort erneut 
gestellt werden.

c)	 Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG

		  In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktio-
närsvertreter vom Vorstand Auskunft über Angelegen-
heiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur 
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tages-
ordnung erforderlich ist (vgl. § 131 Abs. 1 AktG). Der Vorstand 
kann von der Beantwortung einzelner Fragen aus den in 
§ 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen. 

		  Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf 
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesell-
schaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die 
Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen.

		  Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften 
und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. Gemäß § 19 Abs. 3 
der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter 
das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemes-
sen beschränken; er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn 
oder während der Hauptversammlung einen zeitlich 
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angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversamm-
lungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte oder für 
den einzelnen Redner zu setzen.

d)	 Weitergehende Erläuterungen

		  Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 
nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG finden 
sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.
gea.com/de/investoren/hauptversammlung-2015.html.

6.	 Veröffentlichung im Bundesanzeiger

	 Die Hauptversammlung am 16. April 2015 ist durch Ver-
öffentlichung der vorstehenden Tagesordnung am 
9. März 2015 im Bundesanzeiger einberufen worden.

7.	 Hinweise zur Anreise

	 Hinweise für die Anreise zur Hauptversammlung finden 
Sie auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://
www.gea.com/de/investoren/hauptversammlung-2015.html. 
Aktionäre, die zur Hauptversammlung angemeldet sind, 
erhalten mit ihrer Eintrittskarte kostenlos ein tagesgülti-
ges Ticket für den gesamten Verbundraum des Verkehrs-
verbundes Rhein-Ruhr (VRR).

Düsseldorf, im März 2015
Der Vorstand 

GEA Group Aktiengesellschaft
Peter-Müller-Straße 12
40468 Düsseldorf
www.gea.com
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